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Menschenrechtsbasierte Inklusion
Sozialethische Sortierungen

Wer über menschenrechtsbasierte Inklusion redet, muss mit den Erfahrungen sozialer Exklusionen  
beginnen. Denn eine Inklusion von Menschen, die deren menschenrechtlichen Ansprüche in der  
Gesellschaft effektiv zur Geltung bringen will, ist die notwendige Reaktion auf die Erfahrung vieler 
Menschen, aufgrund bestimmter Eigenschaften oder bestimmter Lebensumstände von wesentlichen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens ausgeschlossen zu sein und damit in ihren elementaren  
Rechten als gleiche Bürger/innen eines Gemeinwesens beschnitten zu werden. Andreas Lob-Hüdepohl

INKLUSION: REAKTION AUF SOZIALE 
EXKLUSIONEN

Ausschlüsse sind eine alltägliche Erfahrung. 
Jede nähere Beziehung zwischen Familien­
angehörigen, Nachbarn, Freunden oder den 
Angehörigen eines Betriebes oder einer Reli­
gion sgemeinschaft schließt faktisch alle Nicht­
dazugehörigen aus. Sie gehören eben nicht 
dazu. Persönliche Verbindungen sind immer 
selektiv wie selektierend. Die Einladung zur 
Geburtstagsfeier ergeht an einen ausgewählten 
Personenkreis und schließt alle anderen vom 
Besuch der Geburtstagsfeier notwendigerweise 
aus. 
Solche ‚soziale Schließungen‘ (Max Weber) 
konstituieren jene überschaubaren Beziehungs­
netzwerke, die Identität stiften und die für die 
verlässliche Lebensgestaltung eines jeden Men­
schen unverzichtbar sind. Manche Ausschlie­
ßungen schützen sogar die Ausgeschlossenen: 
Der Ausschluss von Kindern oder von hoch­
schwangeren Frauen vom Erwerbsarbeitsmarkt 
dient dem Schutz ihrer gedeihlichen Ent­
wicklung oder ihrer leiblichen Unversehrtheit.
Von diesen alltäglichen und manches Mal fast 
überlebenswichtigen Ausschließungen unter­

scheiden sich grundsätzlich jene, die die 
Ausgegrenzten nachhaltig von lebenswichtigen 
Ressourcen oder von wichtigen Teilbereichen 
der Gesellschaft gänzlich ausschließen. Diese 
sozialen Ausschließungen (‚Exklusionen‘) ver­
wehren den Betroffenen wesentliche Lebens­
chancen und führen oftmals in eine Abwärts­
spirale von Teilhabemöglichkeiten, an deren 
Ende das steht, was man in der Sozialwissen­
schaft lakonisch ‚kumulierendes Verliererschicksal‘ 
nennt. 
Der (dauerhafte) Ausschluss vom Erwerbs­
arbeits markt etwa reduziert nicht nur beträcht­
lich das verfügbare monetäre Einkommen. Es 
schneidet den Erwerbslosen auch weitgehend 
von jenen Beziehungsnetzwerken seiner Arbeits­
welt (Kollegium, Betrieb usw.) ab, in denen er 
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soziale Anerkennung erfährt und dadurch 
Selbstachtung entwickelt. Beschädigte Selbst­
achtung wiederum belastet die Beziehungen in 
Familien, in Freundschaften oder auch Nach­
barschaften. Sie verstärkt so die Tendenz, sich 
aus lebenswichtigen sozialen Netzwerken zu­
rückzuziehen – Netzwerke, die eigentlich den 
primären Verlust – etwa des Arbeitsplatzes – 
wenigstens halbwegs auffangen könnten. 
Derart geschwächt schwinden für den Be­
troffenen seine verfügbaren Chancen, mit denen 
er seine politischen, kulturellen oder wirt­
schaftlichen Bürgerrechte verwirklichen kann 
– selbst wenn diese ihm formal immer noch 
zu­ und offenstehen.
Soziale Ausgrenzungen fallen nicht vom Him­
mel. Oftmals sind sie in den Strukturen unseres 
Zusammenlebens fest eingelagert. Sie resultieren 
aus sozialen Prozessen, die zwischen den ‚Opfern‘ 
(‚Exkludierte‘) und ‚Tätern‘ (‚Exkludierende‘) 
ein breites Panorama an Akteur/innen, ‚Mit­
tätern‘ oder begünstigenden Faktoren kennen. 
Besonders wirkmächtig für soziale Exklusionen 
erweisen sich Stigmatisierungen überdurch­
schnittlich verletzlicher (‚vulnerabler‘) Gruppen. 
Stigmatisierungen liegen vor, wenn eine sozio­
kulturell dominante Mehrheitsgesellschaft ihre 
kulturelle Identität oder ihren sozialen Status 
dadurch zu stabilisieren sucht, indem sie ande­
re Menschen allein aufgrund eines bestimmten 
körperlichen, sozialen, kulturellen oder religiö­
sen Merkmals oder einer Verhaltensauffälligkeit 
als Gruppe abwertet und sie von der gewöhnli­
chen (‚normalen‘) Teilhabe am gesellschaftli­
chen Leben ausschließt.
So kann selbst aus einer harmlosen Begrenzung 
der Einladungsliste die Geburtstagsfeier zu ei­
ner Manifestation stigmatisierungsbedingter 
sozialer Exklusion werden – nämlich dann, wenn 
die kopftuchtragende muslimische Freundin  

oder der spastisch gelähmte Kollege allein des­
halb von der Gästeliste gestrichen werden, um 
den anderen Gästen mögliche Irritationen zu 
ersparen. Dieser Effekt steigt, wenn die sol­
chermaßen Stigmatisierten das abwertende 
Fremdbild in ihr eigenes Selbstbild importieren 
und dadurch Defizitorientierungen, Scham­
gefühle und sogar Selbstexklusionen auslösen.
Übrigens: Wie subtil oder auch offen solche 
Prozesse verlaufen, lässt sich schon eindrück­
lich in biblischen Erzählungen studieren – et­
wa am heilsam­befreienden Umgang des 
Nazareners mit Frauen und Männern, die als 
Unreine oder als von ‚fremden Mächten und 
Gewalten‘ Besessene von der Normalgesell­
schaft auf Abstand gehalten werden: die ‚blut­
flüssige Frau‘ (Lk 8,46), der ‚Besessene von 
Gerasa‘ (Mk 5,1­12). Stigmatisierungen erfolgen 
entlang der Unterscheidung von Normalität 
und Abweichung. Abweichende erscheinen 
befremdlich anders und müssen auf Abstand 
gehalten werden, damit das Eigene nicht ge­
fährdet wird. 
Stigmatisierende Bewertungen sind kulturell 
abhängig und sozial inszeniert. Sie dienen oft­
mals der Absicherung eigener Privilegien und 
Sicherheiten. In einer „Gesellschaft der Angst“ 
(Heinz Bude), in der bereits die Nichterfüllung 
eines steten sozialen und wirtschaftlichen 
Aufstiegs bereits in der ‚Mitte der Gesellschaft‘ 
als soziale Exklusion gefürchtet wird, wächst 
das Bemühen, den eigenen Standard durch die 
Ausgrenzung anderer abzusichern: Menschen 
mit Behinderungen, Andersreligiöse, Geflüchtete, 
Wohnungslose usw. 
Rechtspopulistische Phänomene in klassi­
schen Wohlfahrtsstaaten wie etwa Dänemark 
oder Schweden veranschaulichen: Die Angst 
vor der eigenen Exklusion stiftet die Sehnsucht 
nach Exklusivität solidarischer Netzwerke – 
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nach Sicherung hoher Standards, begrenzt aber 
auf die Dazugehörigen zur eigenen (ethnischen 
oder auch staatsbürgerlichen) Gruppe. Diese 
Sehnsucht schließt nach unten ab.

INKLUSION IST NICHT GLEICH INKLUSION

Inklusion will solchen Wirklichkeiten sozialer 
Exklusion entgegenarbeiten oder – wenn mög­
lich – frühzeitig vorbeugen. Aber Inklusion ist 
nicht gleich Inklusion. Spätestens seit dem In­
krafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention 
im Jahre 2009 ist Inklusion auch in Deutschland 
zu einem ‚moralischen Hochwertwort‘ avanciert, 
wogegen man keinesfalls etwas haben will, unter 
dem sich aber höchst unterschiedliche Vor­
stellungen und Versprechungen verbergen – 
soweit sogar, dass in manchen Bereichen – wie 
etwa im Kontext von Schule und Bildung – die 
positive Stimmung zu kippen scheint und der 
Glanz des Hochwertwortes ‚Inklusion‘ vielerorts 
verblasst.

Zunächst ist zu erinnern, dass sich die Promi­
nenz von Inklusion zwar der Debatte um die 
Inklusion von Menschen mit leiblichen, seeli­
schen, kognitiven oder auch sinnesbezogenen 
Beeinträchtigungen verdankt. Ihre Reichweite 
jedoch beschränkt sich keinesfalls auf den 
Bereich eines möglichst unbehinderten Zu­
sammenlebens von Menschen mit und ohne die 
genannten Beeinträchtigungen. Inklusion fo­

kussiert alle Menschen, denen die volle und 
wirksame Teilhabe am Leben der Gesellschaft 
durch Barrieren vielfältigster Art verwehrt ist. 
Der Diskurs über Inklusion und Exklusion ist in 
Deutschland außerhalb des Bereichs der soge­
nannten Behindertenhilfe entstanden – nämlich 
im Zusammenhang der Debatte über die „Über­
flüssigen“ (Claus Offe) oder „Ausgeschlossenen“ 
(Heinz Bude) in einer zunehmend gespaltenen 
‚Erwerbsarbeitsgesellschaft‘.
Freilich oszilliert der Begriff der Inklusion zwi­
schen einer funktional-deskriptiven und einer 
normativ-emphatischen Bedeutung. Eine funk­
tional­deskriptive Bedeutung hat er prominent 
in der Systemtheorie Niklas Luhmanns. Eine 
Person gilt dann als in die Gesellschaft hinrei­
chend inkludiert, wenn sie in mindestens einem 
ihrer zentralen Teilsysteme einbezogen ist und 
dort vielleicht sogar eine aktive Funktion be­
sitzt. Zwar mag ein Erwerbsloser aus dem ge­
sellschaftlichen Teilsystem Arbeitsmarkt (vorü­
bergehend) ausgeschlossen sein. Insofern er 
aber im Netz sozialer Sicherungssysteme abge­

fangen ist und überdies womög­
lich noch als Ehrenamtlicher in 
einer Selbsthilfegruppe oder 
Nachbarschaftsinitiative mitwirkt, 
kompensieren die letztgenannten 
Einschlüsse (‚Inklusionen‘) seine 
Exklusion aus dem Erwerbsar­
beits markt.

In ähnlicher Weise sind auch geflüchtete oder 
behinderte Menschen bereits dann gesellschaft­
lich inkludiert, wenn sie in einem prinzipiell 
offenstehenden Teilsystem eingebunden sind – 
und sei dies nur das asylrechtliche oder wohl­
fahrtstaatliche Sorgesystem, das für sie eigens 
eingerichtet ist. Von welcher Qualität dieser 
Einschluss und die damit verbundene Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben ist, besitzt in dieser 

Inklusion fokussiert alle Menschen, denen die 
volle und wirksame Teilhabe am Leben der 
Gesellschaft durch Barrieren vielfältigster Art 
verwehrt ist.
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funktional­deskriptiven Betrachtungsweise von 
Inklusion keine nennenswerte Relevanz. 
So hatten in früheren Zeiten die verunglimpf­
ten ‚Dorftrottel‘ in der dörflichen Gemeinschaft 
eine wichtige soziale Funktion. Ähnlich waren 
psychisch kranke Menschen, die als ‚Irre‘ in 
Käfigen ausgestellt wurden, eine zugkräftige 
Attraktion für jeden Jahrmarkt oder Zirkus. 
Heute setzen arbeitsfähige Geflüchtete im 
Niedriglohnsektor oder in der Schattenwirt­
schaft ‚wichtige Impulse‘, wenn sie vom 
‚Arbeitsstrich‘ aktiviert werden und damit oft­
mals ein erheblich auskömmlicheres Dasein 
sichern können als in ihren Herkunftsländern. 
In systemfunktionaler Zuspitzung hatten und 
haben solche Menschen in der Gesellschaft 
Funktion und Auskommen; so besehen waren 
und sind sie inkludiert – aber in einer Art und 
Weise, die wir heute als zutiefst unwürdig und 
menschenverachtend brandmarken würden.
Davon unterscheidet sich ein emphatisch­ 
normatives Verständnis von Inklusion, das et­
wa der UN-Behindertenrechtskonvention zu 
Grunde liegt. Es stellt die Qualitätsfrage in den 
Mittelpunkt: Die bloß funktionale Einbeziehung 
in ein gesellschaftliches Teilsystem ist keines­
falls ausreichend. Maßstab der Inklusion ist 
vielmehr die effektive Gewährleistung der 
Rechte von Menschen als Bürger/innen eines 
menschenrechtlich ambitionierten Gemein­
wesens und damit ihrer Würde als Mensch. 
Natürlich gibt es immer wieder Lebenssitu­
ationen, in denen Menschen von bestimmten 
Aktivitäten der Gesellschaft ausgeschlossen 
bleiben müssen. Niemand kann überall inklu­
diert sein. Als Höhenphobiker, der fast panische 
Angst vor Höhen hat, muss ich in den Alpen 
jeden Klettersteig meiden. Ich werde niemals 
einem Klub von Extremkletterern beitreten 
können. In ähnlicher Weise wird ein gehörloser 

Mensch nur schwerlich in einem Opernchor 
mitsingen können. Die Liste solcher Ausschlüsse, 
die wir alle aus unserem Alltag kennen, ließe 
sich beliebig verlängern. Solche Ausschlüsse 
verhindern aber keinesfalls automatisch ein 
würdevolles Leben – und das ist entscheidend. 
Dagegen gibt es im privaten wie im öffentlichen 
Leben Ausschlüsse, die menschenrechtliche 
Ansprüche verletzen. Wenn eine zurechnungs­
fähige Person nicht entscheiden darf, wo, wie 
und mit wem sie leben möchte, werden ihre 
Selbstbestimmungs­ und Freiheitsrechte ver­
letzt. Wenn eine Person mit geistiger Beein­
trächtigung die ‚normale‘ Sprache der Politik 
nicht versteht und ihr deshalb kein Wahlrecht 
eingeräumt wird, dann werden ihre politischen 
Partizipationsrechte verletzt. Wenn unsere 
Arbeitswelt in einer Weise auf Leistungs­
erbringung getrimmt ist, dass Menschen mit 
körperlichen Beeinträchtigungen nicht mehr 
mithalten können und sie deshalb in geschütz­
ten Werkstätten arbeiten müssen, dann werden 
ihre Wirtschafts­ und Sozialrechte verletzt. 
Solche Ausschlüsse hat ein normatives Verständ­
nis von Inklusion im Blick. Solche Ausschlüsse 
müssen durch eine menschenrechtsorientierte 
Inklusion überwunden werden.

INKLUSION ALS HALTUNG UND PROZESS

Inklusion ist deshalb kein Zustand, sondern 
Haltung und Prozess – Haltung, weil es vor 
allem auf Seiten der Mehrheitsgesellschaft da­
rauf ankommt, jene stigmatisierenden Einstel­
lungen abzulegen, die soziale Exklusionen 
bewirken und gleichsam als ‚Kopfbarrieren‘ 
den gleichberechtigten Zugang aller zum ge­
sellschaftlichen Leben be­ oder sogar verhin­
dern; Prozess, weil sich solche Haltungs­
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änderungen nicht autoritativ verordnen und 
per Knopfdruck herstellen lassen, sondern sich 
erst in einem mitunter mühsamen Prozess ge-
meinsamen Lebens und Lernens in der Arbeits­
welt, in der Kindertagesstätte, in Kirchen­
gemeinden oder auch im Kulturleben einstellen 
können. 
Prozesse der Inklusion sind in der Regel kon­
fliktreich. Denn über die konzeptionellen wie 
‚handwerklichen‘ Details ihrer Umsetzung hi­
naus entstehen Streitpunkte, die konkurrierende 
Interessen bis hin zu Stellvertreterkonflikte spie­
geln. Eindrückliches Beispiel ist die Kontroverse 
um die Einführung der einen Schule für alle. 
Von einer herkömmlichen integrativen unter­
scheidet sich die inklusive Schule dadurch, dass 
sie auf den Vorbehalt der prinzipiellen Inte­
grierbarkeit von ‚außergewöhnlich ausgestatte­
ten‘ Schüler/innen verzichtet und stattdessen – 
im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention 
– den prinzipiellen Zugang zur Regelschule für 
alle ermöglicht. Denn nur in der Regelschule als 
Ort gemeinsamen Lernens und Lebens (!) lässt 
auf Seiten der bislang Ausgeschlossenen ein 
„gestärktes Gefühl der Zugehörigkei“ („enhanced 
sense of belonging“ [Präambel UN­BRK]) und 
auf Seiten nichtbehinderter Schüler/innen eine 
„respektvolle Einstellung gegenüber den 
Rechten von Menschen mit Behinderungen auf 
allen Ebenen des Bildungssystems, auch bei allen 
Kindern von früher Kindheit“ an (Art. 8 Abs. 2 
UN­BRK) entstehen. 
Im Mittelpunkt schulischen Lernens – das sich 
bekanntlich nicht auf das unterrichtliche 
Geschehen beschränkt – steht deshalb die iden­
titätsbildende Kraft wechselseitig zugespielter 
Achtungserfahrungen, von der grundsätzlich 
alle profitieren können. Dieses Kernziel von 
Schule – übrigens in nahezu allen Schulgesetzen 
der Bundesländer in der einen oder anderen 

Formulierung hinterlegt – kollidiert aber nahe­
zu zwangsläufig mit der heimlichen, gleich­
wohl dominierenden Zielvorgabe von Schule: 
nämlich die stratifizierende Verteilung gesell­
schaftlicher Aufstiegschancen der Schüler/in­
nen auf der Basis curricular formulierter und 
komparatistisch gemessener Leistung; einem 
Ziel, das die einen fürchten, von dem aber die 
Mehrzahl aller Betroffenen (Eltern) zu profitie­
ren hoffen.
Der Streit um die inklusive Schule erfährt ge­
genwärtig eine Neuauflage: Zehntausende ge­
flüchteter Kinder und Jugendlicher erfahren 
zwar relativ unproblematisch ihre (von der UN-
Kinderrechtskonvention geforderte) Beschulung 
in speziell eingerichteten ‚Willkommensklassen‘. 
Auch viele ‚höhere Schulen‘ wie Gymnasien 
bieten solche Klassen an, auch wenn für viele 
geflüchtete Schüler/innen schon aus sprachli­
chen Gründen das Qualifikationsziel Abitur 
kaum erreichbar scheint. 
‚Willkommensklassen‘ laufen aber in der Regel 
nach einem Jahr aus – just zu einem Zeitpunkt, 
an dem die entstandenen Beziehungsnetze in­
nerhalb der Schule ihre volle positive Kraft zu 
entfalten beginnen. Ob aber die Schüler/innen 
der sich auflösenden ‚Willkommensklassen‘ an 
der jeweiligen Schule verbleiben können, hängt 
– neben kapazitären Möglichkeiten – immer 
wieder davon ab, ob sie den gewöhnlichen 
Leistungsansprüchen gewachsen sind. Daran 
scheitern viele, und so werden sie weiteren 
Einsortierungen zugeführt, ohne das Inklusions­
potential ihres weiteren Verbleibs zu nutzen. 
Der Verzicht auf ihre Fähigkeit zum Erwerb 
 eines Abiturs – normalerweise von Gesetzes 
wegen die Voraussetzung für den Besuch eines 
Gymnasiums – könnte dagegen den Verbleib 
von geflüchteten Kindern und Jugendlichen 
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und damit Inklusion wenigstens fragmenta­
risch ermöglichen.
Es ist unstrittig, dass Prozesse der Inklusion in 
den einzelnen Lebensbereichen (Schule, Arbeits­
welt, politische Mitwirkung usw.) kaum isoliert 
erfolgen können. Sie müssen in eine umfas­
send inklusiv­aktive Bürgergesellschaft einge­
bettet sein, zu der neben den vielfältigen 
Vereinen und Vereinigungen nicht zuletzt auch 
die Religionsgemeinschaften und Kirchen in 
Gestalt ihrer vielstimmigen Gemeinden und 
Gemeinschaften, Institutionen und Werke zäh­
len.
Solche Bürgergesellschaften – zu denen nicht 
nur die Staatsbürger/innen gehören, sondern 
selbstverständlich die ganze Bevölkerung – 
sind in gewisser Weise enabling communities: 
gleichermaßen befähigte wie befähigende 
 Gemeinschaften also, die zwischen ihren Mit­
gliedern soziale Nähen und Handlungs räume 
etablieren helfen, in denen die notwendigen 
persönlichen wie gesellschaftlichen Trans­
formationsprozesse bereits selbst schon inklusiv, 
also unter Beteiligung potentiell aller Be­
troffenen vorangetrieben werden können. 
Enabling communities stiften Solidargemein­
schaften, in denen selbst der primäre Em p­
fänger von materiellen oder immateriellen 
Unterstützungsleistungen sich „stets als voll-

wertiges Mitglied der Gesellschaft empfinden 
kann“, wie die katholischen deutschen Bischöfe 
gemeinsam mit dem Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland Inklusion als Ziel­
perspektive kirchlicher Sozialverkündigung in 
ihrem Wort „Gemeinsame Verantwortung für 
eine gerechte Gesellschaft“ aus dem Jahr 2014 
festhalten.
Damit kein Missverständnis entsteht: Inklusion 
verspricht keinesfalls paradiesische Zustände, 
also gleichsam den Himmel auf Erden. Eigentlich 
hat sie nur jene elementaren Gelingensbe­
dingungen im Blick, die ein gedeihliches 
Zusammenleben zwischen den oftmals sehr 
verschiedenen Menschen ermöglichen helfen. 
In gewisser Weise ist sie sogar wohltuend 
nüchtern: Sie verlangt von niemandem, dass 
wir ihn ob seiner Eigen­ und Andersheiten be­
sonders wertschätzen, ihn sympathisch finden 
oder gar als beglückende Bereicherung für un­
ser Leben erfahren. Wenn sich so etwas einstel­
len mag – und die Empirie basierten Prognosen 
sind sogar erstaunlich günstig –, umso besser. 
Was menschenrechtsbasierte Inklusion aller­
dings kategorisch fordert, ist die bedingungs­
lose Akzeptanz anderer Menschen in ihrem 
Sosein, ohne ihnen die Teilhabechancen an der 
Gesellschaft zu verwehren – nicht mehr, aber 
auch nicht weniger.
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